
der von ihnen voraussichtlich erzeugten Abfälle offensichtlich unver­
hältnismäßig hohe Kosten auferlegt werden. 

( 1 ) ABl. C 209 vom 15.8.2008. 

Urteil des Gerichtshofs (Zweite Kammer) vom 16. Juli 
2009 (Vorabentscheidungsersuchen des Sąd Rejonowy w 
Kościanie — Republik Polen) — Strafverfahren gegen 

Tomasz Rubach 

(Rechtssache C-344/08) ( 1 ) 

(Schutz wildlebender Tier- und Pflanzenarten — In Anhang B 
der Verordnung [EG] Nr. 338/97 aufgeführte Arten — Nach­
weis der Rechtmäßigkeit des Erwerbs von Exemplaren dieser 
Arten — Beweislast — Unschuldsvermutung — Verteidi­

gungsrechte) 

(2009/C 220/22) 

Verfahrenssprache: Polnisch 

Vorlegendes Gericht 

Sąd Rejonowy w Kościanie 

Beteiligter des Ausgangsverfahrens 

Tomasz Rubach 

Gegenstand 

Vorabentscheidungsersuchen — Sąd Rejonowy w Kościanie (Po­
len) — Auslegung des Art. 8 Abs. 5 der Verordnung (EG) Nr. 
338/97 des Rates vom 9. Dezember 1996 über den Schutz von 
Exemplaren wildlebender Tier- und Pflanzenarten durch Über­
wachung des Handels (ABl. L 61, S. 1) — Begriff des „Nach­
weises“ der Rechtmäßigkeit des Erwerbs von Exemplaren der in 
Anhang B aufgezählten Arten 

Tenor 

Art. 8 Abs. 5 der Verordnung (EG) Nr. 338/97 des Rates vom 9. 
Dezember 1996 über den Schutz von Exemplaren wildlebender Tier- 
und Pflanzenarten durch Überwachung des Handels ist dahin auszule­
gen, dass im Rahmen eines Strafverfahrens gegen eine Person, der ein 
Verstoß gegen diese Vorschrift zur Last gelegt wird, grundsätzlich alle 
Beweismittel, die das Verfahrensrecht des betreffenden Mitgliedstaats in 
vergleichbaren Verfahren zulässt, für die Entscheidung über die Recht­
mäßigkeit des Erwerbs von Exemplaren der in Anhang B dieser Ver­
ordnung aufgeführten Tierarten herangezogen werden können. Auch in 
Anbetracht der Unschuldsvermutung stehen der betreffenden Person 
alle diese Beweismittel für den Nachweis zur Verfügung, dass sie 
nach den Voraussetzungen des Art. 8 Abs. 5 rechtmäßig in den Besitz 
der fraglichen Exemplare gelangt ist. 

( 1 ) ABl. C 272 vom 25.10.2008. 

Urteil des Gerichtshofs (Siebte Kammer) vom 16. Juli 2009 
— Kommission der Europäischen Gemeinschaften/ 

Königreich Belgien 

(Rechtssache C-574/08) ( 1 ) 

(Binnenmarkt — Freier Kapitalverkehr — Bekämpfung von 
Betrug und Geldwäsche) 

(2009/C 220/23) 

Verfahrenssprache: Französisch 

Parteien 

Klägerin: Kommission der Europäischen Gemeinschaften (Pro­
zessbevollmächtigte: V. Peere und P. Dejmek) 

Beklagter: Königreich Belgien (Prozessbevollmächtigter: D. Ha­
ven) 

Gegenstand 

Vertragsverletzung eines Mitgliedstaats — Nicht fristgerechter 
Erlass oder nicht fristgerechte Mitteilung der Vorschriften, die 
erforderlich sind, um der Richtlinie 2006/70/EG der Kommis­
sion vom 1. August 2006 mit Durchführungsbestimmungen für 
die Richtlinie 2005/60/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates hinsichtlich der Begriffsbestimmung von „politisch expo­
nierte Personen“ und der Festlegung der technischen Kriterien 
für vereinfachte Sorgfaltspflichten sowie für die Befreiung in 
Fällen, in denen nur gelegentlich oder in sehr eingeschränktem 
Umfang Finanzgeschäfte getätigt werden (ABl. L 214, S. 29), 
nachzukommen 

Tenor 

1. Das Königreich Belgien hat dadurch gegen seine Verpflichtungen 
aus der Richtlinie 2006/70/EG der Kommission vom 1. August 
2006 mit Durchführungsbestimmungen für die Richtlinie 
2005/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates hin­
sichtlich der Begriffsbestimmung von „politisch exponierte Per­
sonen“ und der Festlegung der technischen Kriterien für verein­
fachte Sorgfaltspflichten sowie für die Befreiung in Fällen, in denen 
nur gelegentlich oder in sehr eingeschränktem Umfang Finanz­
geschäfte getätigt werden, verstoßen, dass es nicht alle Rechts- 
und Verwaltungsvorschriften, die erforderlich sind, um dieser Richt­
linie nachzukommen, innerhalb der vorgeschriebenen Frist erlassen 
hat. 

2. Das Königreich Belgien trägt die Kosten. 

( 1 ) ABl. C 44 vom 21.2.2009.
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